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Berliner Freibäder im Sommer: Neue
Regeln sorgen für Proteste

Neue Regeln in Berliner Freibädern sorgen für Ärger:
Ausweispflicht und Online-Tickets werden als

diskriminierend kritisiert. Jetzt petitionieren die Badegäste!

In der pulsierenden Hauptstadt Berlin sorgen die sommerlichen
Temperaturen über 30 Grad für reges Treiben in den Freibädern.
Doch was als entspannter Tag am Schwimmbecken geplant war,
verwandelt sich für viele Badegäste in ein unliebsames
Abenteuer. Seit diesem Jahr müssen sich Besucher nicht nur mit
einem Lichtbildausweis identifizieren, sondern sehen sich auch
mit neuen Regelungen konfrontiert, die für reichlich Unmut
sorgen.

In fünf Freibädern der Stadt, darunter die beliebten
Einrichtungen in Pankow, Neukölln und Kreuzberg, können
Schwimmfreunde nur noch bis 10 Uhr an den Kassen Tickets
erwerben. Wer diese Frist verpasst, ist auf Online-Tickets



angewiesen. Diese Regelung wurde eingeführt, um nicht nur die
Kontrolle über die Besucherzahlen zu verbessern, sondern auch
um vermuteten Gewaltausschreitungen in der Vergangenheit
entgegenzuwirken.

Proteste gegen die neuen Regelungen

Die Maßnahmen stoßen jedoch auf massive Kritik seitens der
Badegäste. Eine Gruppe hat bereits eine Online-Petition
gestartet, die mittlerweile 1.900 Unterschriften gesammelt hat.
Die Initiatoren argumentieren, dass die Regelungen für
Menschen ohne Kreditkarte, PayPal-Konto oder Internetzugang
benachteiligend sind. Dies führe dazu, dass sie von einem
Freibadbesuch ausgeschlossen werden, was ihrer Meinung nach
einer Form von „Diskriminierung“ entspricht.

„Freibad einfach für alle“ – so lautet der Titel der Petition, die
sich direkt an Berlins Innen- und Sportsenatorin Iris Spranger
(SPD) sowie an den Vorstandsvorsitzenden der Berliner Bäder-
Betriebe, Johannes Kleinsorg, richtet. Die Initiatoren fordern die
Rücknahme der neuen Regeln und setzen sich für eine inklusive
Freibadkultur ein, die allen offensteht.

Die Berliner Bäder-Betriebe hingegen verteidigen die
eingeführten Maßnahmen und beziehen sich auf die
Sicherheitsbedenken, die zu diesen Änderungen geführt haben.
Laut einer Sprecherin soll die Ausweispflicht helfen, Vergehen
gegen die Hausordnung besser zu regulieren, was letztendlich
dazu dient, das Badeerlebnis für alle sicherer zu gestalten.

Hintergründe zur Regeländerung

Die Entscheidung, eine Ausweispflicht und die Einschränkung
der Kassenzeiten einzuführen, wurde nicht leichtfertig getroffen.
In den vergangenen Jahren kam es in einigen Freibädern zu
gewalttätigen Vorfällen, die sowohl Badegäste als auch
Mitarbeiter in Bedrängnis brachten. Das Ziel der Regelungen ist
es, eine entspannendere Atmosphäre zu schaffen, in der sich



alle Gäste wohlfühlen können.

Doch die Realität sieht anders aus. Die Bedenken, dass
Menschen aufgrund finanzieller oder technischer Hürden von
einem Freibadbesuch ausgeschlossen werden, schwingen in den
Stimmen der Kritiker mit. Dies verdeutlicht, dass bei der
Umsetzung von Sicherheitsmaßnahmen auch die Zugänglichkeit
für alle Besucher berücksichtigt werden sollte. Der Spagat
zwischen Sicherheit und Inklusivität scheint eine
Herausforderung zu sein, mit der sich die Stadtverwaltung
auseinandersetzen muss.

Insgesamt sind die neuen Regelungen ein kontroverses Thema
in der Berliner Bäderlandschaft. Während einige die Maßnahmen
als notwendig erachten, sehen andere sie als Einschränkung
ihrer Rechte und Freiheiten. Es bleibt abzuwarten, wie die Stadt
auf die wachsende Kritik reagieren wird und ob Änderungen in
der aktuellen Regelung bevorstehen.

Im Blickpunkt der Diskussion

Die aktuelle Lage in den Berliner Freibädern reflektiert breitere
gesellschaftliche Themen, die sich um Zugang und Gleichheit
drehen. Die Diskussion über die neuen Regelungen könnte
weitreichende Auswirkungen auf die zukünftige Gestaltung von
öffentlichen Schwimmstätten haben, sowohl in Berlin als auch in
anderen Städten. Die Balance zwischen einem sicheren Umfeld
und der Zugänglichkeit für alle bleibt ein zentrales Element, das
bei künftigen Entscheidungen immer im Vordergrund stehen
sollte.

Die Maßnahme, eine Ausweispflicht in den Freibädern
einzuführen, wurde als Reaktion auf ansteigende Fälle von
Gewalt und Vandalismus in den letzten Jahren ergriffen. Hierbei
ist hervorzuheben, dass im Jahr 2022 in Berliner Freibädern
mehrere Vorfälle mit erheblichem Zuschaueraufkommen
dokumentiert wurden, die zu einem verstärkten
Sicherheitsgefühl unter den Badegästen führten. Die Berliner



Bäder-Betriebe erarbeiteten daraufhin das Konzept der
Ausweiskontrollen, um Identitätsverifikation zu ermöglichen und
um sicherzustellen, dass vor Ort keine unerwünschten
Verhaltensweisen toleriert werden. Zudem wurde die Regelung
von der Polizei und sicherheitspolitischen Akteuren in der Stadt
unterstützt.

Veränderung der Badegewohnheiten in
Berlin

Die aktuellen Änderungen haben auch tiefere Wurzeln in den
sich verändernden Badegewohnheiten und dem
Freizeitverhalten in Großstädten. In den letzten Jahren erlebte
die Stadt einen Anstieg an Besuchern in öffentlichen Freibädern.
Eine Analyse von Umfragen zu Freizeitverhalten zeigt, dass der
Bedürfnis nach Erholung im urbanen Raum kontinuierlich
gestiegen ist. Insbesondere die COVID-19-Pandemie hat viele
Menschen dazu veranlasst, mehr Zeit im Freien zu verbringen,
was zu einem überfüllten Freizeitort führen kann. Die
Stadtverwaltung sieht sich daher gezwungen, Maßnahmen zu
ergreifen, um eine angemessene Nutzung der Bäder zu
gewähren.

Eine deutschlandweite Studie belegt, dass im Jahr 2023 die
Freibadbesuche in städtischen Gebieten im Vergleich zu 2019
um etwa 25% gestiegen sind, was auf ein starkes Bedürfnis nach
Sport und Freizeit in der Natur zurückzuführen ist (Statista). Dies
bringt jedoch auch Herausforderungen mit sich, insbesondere in
Bezug auf die Sicherheit und den allgemeinen Zustand der
Einrichtungen. Um diesen Anstieg zu bewältigen und gleichzeitig
die Sicherheit zu erhöhen, scheinen die Berliner Bäder-Betriebe
die neuen Vorschriften als notwendigen Schritt zu betrachten.

Die Auswirkungen auf benachteiligte
Gruppen

Die Kontroversen um die neuen Regeln spiegeln jedoch eine



tiefere gesellschaftliche Fragestellung wider. Die Kritik, dass die
Regelungen benachteiligte Gruppen ausschließen könnten, wirft
ein Licht auf die digitale Kluft und den Zugang zu modernen
Zahlungsmethoden. Insbesondere Menschen mit geringem
Einkommen oder begrenztem Zugang zu Technologie stehen
unter Druck. Eine kürzlich durchgeführte Umfrage ergab, dass
etwa 15% der Berliner Haushalte kein regelmäßigen Zugang
zum Internet haben – ein Fakt, der die Gültigkeit der
Äußerungen der Petition unterstützt. 

Die Berliner Bäder-Betriebe sind sich der Herausforderung
bewusst, es bleibt jedoch abzuwarten, wie auf die Bedenken
reagiert wird und ob möglicherweise alternative Lösungen in
Erwägung gezogen werden. Ein Dialog zwischen den Betroffenen
und den Verantwortlichen könnte helfen, die Bedenken der
Bürger besser zu adressieren.

Für die Zukunft ist es entscheidend, dass die Stadtverwaltung
und die Bäder-Betriebe gemeinsam Lösungen finden, die den
Bedürfnissen aller Bürger gerecht werden und gleichzeitig die
Sicherheit und den Frieden in den Freizeitstätten gewährleisten.

 – NAG
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